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Bonn, den 5. September 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Deckungsverfahrens in der 
Rentenversicherung der Arbeiter und der 
Rentenversicherung der Angestellten 
(Drittes Rentenversicherungs-Änderungsgesetz 
— 3. RVÄndG) 


nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 297. Sitzung am 15. Juli 1966 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ent- 
wurf wie aus Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Im 
übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Deckungsverfahrens in der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und der Rentenversicherung der Angestellten 
(Drittes Rentenversicherungs-Änderungsgesetz — 3. RVÄndG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1. § 26 Abs. 1 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Das Vermögen ist so anzulegen, daß ein 
Verlust ausgeschlossen erscheint, ein ange- 
messener Ertrag erzielt wird und eine aus- 
reichende Liquidität gewährleistet ist,“ 

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. Folgender 
Satz 2 wird neu eingefügt: 

„Anlagen für soziale Zwecke sollen mit Vor- 
rang berücksichtigt werden." 

2. § 1257 wird gestrichen. 

3. § 1383 erhält folgende Fassung: 

„§ 1383 

(1) Die Beitragssätze sind in Abständen von 
vier Jahren für die vier nächsten Beitragsab- 
schnitte vorbehaltlich des § 1385 festzusetzen. 
Ein Beitragsabschnitt beträgt ein Kalenderjahr. 
Für jeden Beitragsabschnitt ist ein durchschnitt- 
licher Beitragssatz so zu berechnen, daß er für 
die Rentenversicherung der Arbeiter und die 
Rentenversicherung der Angestellten gleich 
hoch ist und der Wert aller Beiträge und son- 
stigen Einnahmen dem Wert aller Aufwendun- 
gen in dem Beitragsabschnitt gleichkommt. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung stellt in Abständen von vier Jahren 
sozialversicherungstechnische Bilanzen auf. Die 
Bilanzen sollen erkennen lassen, wie sich in 
den künftigen zwanzig Beitragsabschnitten die 
Einnahmen, die Ausgaben und das Vermögen 
entwickeln werden. Die Vorausberechnungen 1 
in den Bilanzen sollen für mehrere Annahmen 
über die Entwicklung wirtschaftlicher Gegeben- 
heiten diirchgeführt werden, von denen die Ent- 


wicklung der Einnahmen und der Ausgaben ab- 
hängt. 

(3) Die Bundesregierung hat die sozialver- 
sicherungstechnische Bilanz zusammen mit 
einem Gutachten des Sozialbeirats den gesetz- 
gebenden Körperschaften des Bundes zuzuleiten 
und nach Anhören des Sozialbeirats Vorschläge 
zur Höhe der Beitragssätze zu machen. 

(4) Es ist eine Rücklage zu bilden. Die Rück- 
lage ist am 1. Januar 1967 gleich dem an diesem 
Tag vorhandenen Vermögen abzüglich des Ver- 
waltungsvermögens. Sie kann bis Ende 1970, 
soweit dies zum Ausgleich der Einnahmen und 
Ausgaben erforderlich ist, um die Beträge ver- 
mindert werden, die von den Vermögensan- 
lagen zurückgezahlt werden; sie ist sodann am 
Ende jedes Beitragsabschnitts auf dem erreich- 
ten Stand zu halten. 

(5) Zur Rücklage rechnet nicht das Verwal- 
tungsvermögen; der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung erläßt über die Abgrenzung 
des Verwaltungsvermögens eine allgemeine 
Verwaltungsvorschrift. " 


4. 1385 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Beitragssatz für die Pflichtver- 
sicherten beträgt 14 vom Hundert, vom 1. Ja- 
nuar 1968 an 15 vom Hundert und vom 
1. Januar 1970 an 16 vom Hundert der nach 
Absatz 3 maßgebenden Bezüge, soweit diese 
die Beitragsbemessungsgrenze (Absatz 2) 
nicht überschreiten." 

b) In Absatz 2 Satz 1 erhält der zweite Halbsatz 
folgende Fassung: 

„sie ist auf den nächstgelegenen, durch 1200 
teilbaren Betrag abzurunden." 

c) In Absatz 4 Buchstabe a werden die Worte 
„nach § 1227 Abs. 1 Nr, 1 und 2 und Abs. 2" 
durch die Worte „nach § 1227 Abs. 1 Nr. 1 
bis 3 und Abs. 2" und in Buchstabe b werden 
die Worte „nach § 1227 Abs. 1 Nr. 3 und 4" 
durch die Worte „nach § 1227 Abs. 1 Nr. 4" 
ersetzt. 
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5. § 1387 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: , 

„(1) Für Pflichtversicherte, die selbst die | 
Beiträge zu entrichten haben (§ 1405), wer- | 
den nach der Höhe der monatlichen Brutto- | 
arbeitsentgelte oder Bruttoarbeitseinkom- | 
men Beitragsklassen gebildet. Die Beitrags- | 
klassen werden durch Rechtsverordnung des [ 
Bundesministers für Arbeit und Sozialord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates be- 
stimmt. Den Beitragsklassen sind Entgelts- 
oder Einkommensstufen zugrunde zu legen, 
deren Mittelwerte um jeweils 100 Deutsche 
Mark bis zur Beitragsbemessungsgrenze für 
Monatsbezüge (§ 1385 Abs. 2) gestaffelt sind, 
beginnend mit 200 Deutsche Mark, über- 
schreitet ein Achtel der für Monatsbezüge 
geltenden Beitragsbemessungsgrenze den 
Mittelwert der der jeweils niedrigsten Bei- 
tragsklasse zugeordneten Entgelts- oder Ein- j 
kommensstufe, so fällt diese Beitragsklasse j 
weg; außerdem fällt, wenn die Zahl der Bei- ! 
tragsklassen 15 überschreitet, die jeweils | 
letzte Beitragsklasse weg, deren Mittelwert | 
nicht durch 200 teilbar ist. Fällt eine Bei- ! 
tragsklasse weg, so sind die ihr bisher zu- 
geordneten Entgelte oder Arbeitseinkommen 
in die Entgelts- oder Einkommensstufen der 
angrenzenden Beitragsklassen ohne Verän- 
derung der bisherigen Mittelwerte einzu- 
ordnen. Der Beitrag bestimnit sich nach dem 
Mittelwert der den Beitragsklassen zugeord- 
neten Entgelts- oder Einkominensstiifen und 
dem Beitragssatz (§ 1385 Abs. 1)." 

b) Absatz 3 wird gestrichen. 

6. § 1388 wird wie folgt geändert: 

a) „(1) Für die Weiterversicherung (§ 1233) 
werden Beitragsklassen mit gleichen Mo- 
natsbeiträgen wie für die Pflichtversicherung 
gebildet. Die Beitragsklassen sind in der 
Rechtsverordnung, die nach § 1387 Abs. 1 zu 
erlassen ist, zu bestimmen." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Für die Höherversicherung (§ 1234) 
werden Beitragsklassen mit gleichen Mo- 
natsbeiträgen wie für die Weiterversiche- 
rung gebildet, jedoch nicht mehr als sieben 
Beitragsklassen. Die niedrigste und die 
höchste Beitragsklasse für die Höherver- 
sicherung müssen jeweils mit der niedrigsten 
und höchsten Beitragsklasse für die Weiter- 
versicherung übereinstimmen. Die Beitrags- 
klassen sind in der Rechtsverordnung, die 
nach § 1387 Abs. 1 zu erlassen ist, zu be- 
stimmen." 

c) Absatz 3 wird gestrichen. 

7. § 1389 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 2 tritt an die Stelle der Zahl 
„1965" die Zahl „1967" und an die 


Stelle der Zahl „4 802 540 905" die Zahl 
„5 953 000 000". 

b) In Absatz 3 werden die Worte „nach § 110 
Abs. 1" jeweils durch die Worte „nach § 110 
Abs. 4 Satz 3, zweiter Halbsatz" und die 
Worte „nach § 1383 Abs. 1" durch die Worte 
„nach § 1383 Abs. 4 Satz 3, zweiter Halbsatz" 
ersetzt. Es wird folgender Satz 2 angefügt: 
„Zum Vermögen rechnet nicht das Verwal- 
tungsvermögen. " 

8. § 1405 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 
„§ 1419 Abs. 3 gilt entsprechend." 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Arbeitgeber von Mehrfachbe- 
schäftigten, unständig Beschäftigten (§ 1396 
Abs. 2 Buchstaben a und b) und Hausge- 
werbetreibenden (§ 1227 Abs. 1 Nr. 3) haben 
als ihren Beitragsanteil den Versicherten 
einen Betrag in Höhe der Hälfte des Beitrags 
(§ 1385 Abs. 1) und, soweit der Arbeit- 
geber den Beitrag nach § 1385 Abs, 4 allein 
zu tragen hat, in Höhe des vollen Beitrags 
zu zahlen." 

9. In § H 08 wird Absatz 3 gestrichen. 

10. § 1419 erhält folgenden Absatz 3: 

„(3) Bei einer Änderung des Beitragssatzes 
(§ 1385 Abs. 1) sind Beiträge in den neuen Bei- 
tragsklassen (§ 1388) zu entrichten, wenn sie 
nach dem Zeitpunkt der Änderung für die Zeit 
vorher entrichtet werden oder für die Zeit nach- 
her gelten sollen." 


Artikel 2 

Änderung des Angestelltenversicherungsgesetzes 

Das Angestelltenversicherungsgesetz wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. § 34 wird gestrichen. 

2. § 110 erhält folgende Fassung: 

»§ 110 

„(1) Die Beitragssätze sind in Abständen von 
vier Jahren für die vier nächsten Beitragsab- 
schnitte vorbehaltlich des § 112 festzusetzen. Ein 
Beitragsabschnitt beträgt ein Kalenderjahr. Für 
jeden Beitragsabschnitt ist ein durchschnittlicher 
Beitragssatz so zu berechnen, daß er für die 
Rentenversicherung der Angestellten und die 
Rentenversicherung der Arbeiter gleich hoch ist 
und der Wert aller Beiträge und sonstigen Ein- 
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nahmen dem Wert aller Aufwendungen in dem 
Beitragsabschnitt gleichkommt. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung stellt in Abständen von vier Jahren 
sozialversicherungstechnische Bilanzen auf. Die 
Bilanzen sollen erkennen lassen, wie sich in den 
künftigen zwanzig Beitragsabschnitten die Ein- 
nahmen, die Ausgaben und das Vermögen ent- 
wickeln werden. Die Vorausberechnungen in den 
Bilanzen sollen für mehrere Annahmen über die 
Entwicklung wirtschaftlicher Gegebenheiten 
durchgeführt werden, von denen die Entwicklung 
der Einnahmen und der Ausgaben abhängt. 

(3) Die Bundesregierung hat die sozialver- 
sicherungstechnische Bilanz zusammen mit einem 
Gutachten des Sozialbeirats den gesetzgebenden 
Körperschaften des Bundes zuzuleiten und nach 
Anhörung des Sozialbeirats Vorschläge zur Höhe 
der Beitragssätze zu machen. 

(4) Es ist eine Rücklage zu bilden. Die Rück- 
lage ist am 1. Januar 1967 gleich dem an diesem 
Tag vorhandenen Vermögen abzüglich des Ver- 
waltungsvermögens. Sie kann bis Ende 1970, so- 
weit dies zum Ausgleich der Einnahmen und 
Ausgaben erforderlich ist, um die Beträge ver- 
mindert werden, die von den Vermögensanlagen 
zurückgezahlt werden; sie ist sodann am Ende 
jedes Beitragsabschnitts auf dem erreichten Stand 
zu halten. 

(5) Zur Rücklage rechnet nicht das Verwal- 
tungsvermögen; der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung erläßt über die Abgrenzung 
des Verwaltungsvermögens eine allgemeine Ver- 
waltungsvorschrift. " 

3. § 112 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Beitragssatz für die Pflichtver- 
sicherten beträgt 14 vom Hundert, vom 1, Ja- 
nuar 1968 an 15 vom Hundert und vom 1. Ja- 
nuar 1970 an 16 vom Hundert der nach Ab- 
satz 3 maßgebenden Bezüge, soweit diese die 
Beitragsbemessungsgrenze (Absatz 2) nicht 
überschreiten." 

b) In Absatz 2 wird die Zahl „600" durch die 
Zahl „1200" ersetzt. 

4. § 114 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für Pflichtversicherte, die selbst die 
Beiträge zu entrichten haben (§ 127), werden 
nach der Höhe der monatlichen Bruttoarbeits- 
entgelte oder Bruttoarbeitseinkommen Bei- 
tragsklassen gebildet. Die Beitragsklassen 
werden durch Rechtsverordnung des Bundes- 
ministers für Arbeit und Sozialordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates bestimmt. Den 
Beitragsklassen sind Entgelts- oder Einkom- 


mensstufen zugrunde zu legen, deren Mittel- 
werte um jeweils 100 Deutsche Mark bis zur 
Beitragsbemessungsgrenze für Monatsbezüge 
(§ 112 Abs. 2) gestaffelt sind, beginnend mit 
200 Deutsche Mark. Überschreitet ein Achtel 
der für Monatsbezüge geltenden Beitragsbe- 
messungsgrenze den Mittelwert der der je- 
weils niedrigsten Beitragsklasse zugeordne- 
ten Entgelts- oder Einkommensstufe, so fällt 
diese Beitragsklasse weg; außerdem fällt, 
wenn die Zahl der Beitragsklassen 15 über- 
schreitet, die jeweils letzte Beitragsklasse 
weg, deren Mittelwert nicht durch 200 teilbar 
ist. Fällt eine Beitragsklasse weg, so sind die 
ihr bisher zugeordneten Entgelte oder Ar- 
beitseinkommen in die Entgelts- oder Ein- 
kommensstufen der angrenzenden Beitrags- 
klassen ohne Veränderung der bisherigen 
Mittelwerte einzuordnen. Der Beitrag be- 
stimmt sich nach dem Mittelwert der den Bei- 
tragsklassen zugeordneten Entgelts- oder Ein- 
kommensstufen und dem Beitragssatz (§ 112 
Abs. 1)." 

b) Absatz 3 wird gestrichen. 

5. § 115 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die Weiterversicherung (§ 10) wer- 
den Beitragsklassen mit gleichen Monatsbei- 
trägen wie für die Pflichtversicherung gebil- 
det. Die Beitragsklassen sind in der Rechts- 
verordnung, die nach § 114 Abs. 1 zu erlassen 
ist, zu bestimmen." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Für die Höherversicherung (§ 11) wer- 
den Beitragsklassen mit gleichen Monatsbei- 
trägen wie für die Weiterversicherung gebil- 
det, jedoch nicht mehr als sieben Beitrags- 
klassen. Die niedrigste und die höchste Bei- 
tragsklasse für die Höherversicherung müssen 
jeweils mit der niedrigsten und höchsten Bei- 
tragsklasse für die Weiterversicherung über- 
einstimmen. Die Beitragsklassen sind in der 
Rechtsverordnung, die nach § 114 Abs. 1 zu 
erlassen ist, zu bestimmen." 

c) Absatz 3 wird gestrichen. 

6. § 116 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 2 tritt an die Stelle der Zahl „1965" 
die Zahl „1967" und an die Stelle der Zahl 
„1 081 000 597" die Zahl „911 000 000". 

b) In Absatz 3 werden die Worte „nach § 110 
Abs. 1" ersetzt durch die Worte „nach § 110 
Abs. 4 Satz 3, zweiter Halbsatz" und die 
Worte „nach § 1383 Abs. 1" jeweils durch die 
Worte „nach § 1383 Abs. 4 Satz 3, zweiter 
Halbsatz" ersetzt. Es wird folgender Satz 2 
angefügt; „Zum Vermögen rechnet nicht das 
Verwaltungsvermögen. " 
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7. § 127 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 3 wird folgender Satz 2 angefügt: 
„§ 141 Abs. 3 gilt entsprechend.“ 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Arbeitgeber von Mehrfachbeschäf- 
tigten und unständig Beschäftigten (§ 118 
Abs. 3 Buchstaben a und b) haben als ihren 
Beitragsanteil den Versicherten einen Betrag 
in Höhe der Hälfte des Beitrags (§ 112 Abs. 1) 
und, soweit der Arbeitgeber den Beitrag nach 
§ 112 Abs. 4 allein zu tragen hat, in Höhe des 
vollen Beitrags zu zahlen,“ 

8. 8. In § 130 wird Absatz 3 gestrichen. 

9. § 141 erhält folgenden Absatz 3: 

„(3) Bei einer Änderung des Beitragssatzes 
(§ 112 Abs. 1) sind Beiträge in den neuen Bei- 
tragsklassen (§ 115) zu entrichten, wenn sie nach 
dem Zeitpunkt der Änderung für die Zeit vorher 
entrichtet werden oder für die Zeit nachher gel- 
ten sollen.“ I 


Artikel 3 

Änderung des Arbeiterrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes 

Artikel 2 § 46 des Arbeiterrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes wird gestrichen. 


Artikel 4 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4, Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin, Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1967 in Kraft. 


5 



Drucksache V/896 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Die finanzielle Entwicklung der Rentenversicherung 
der Arbeiter und der Rentenversicherung der Ange- 
stellten war von 1957 bis 1966 günstig. Die Renten 
sind achtmal an die wirtschaftliche Entwicklung an- 
gepaßt worden. Zugleich wurde die vorgeschriebene 
Rücklage angesammelt. Diese bisherige günstige 
Finanzlage darf aber nicht darüber hinwegtäuschen, 
daß die Rentenversicherung künftig erhöhte Be- 
lastungen zu tragen hat. Die Gründe hierfür liegen 
in dem Altersaufbau der Bevölkerung. Nach den 
versicherungstechnischen Bilanzen kamen 1965 
41 Versicherten- und Witwenrenten auf 100 Pflicht- 
versicherte, dagegen werden es 1974 48 sein. Schon 
jetzt muß dafür Sorge getragen werden, daß für die 
zunehmende Belastung der Rentenversicherung ein 
finanzieller Ausgleich geschaffen wird. Die in die- 
sem Gesetzentwurf vorgesehenen Änderungen sol- 
len bewirken, daß die Rentenversicherung auch in 
Zukunft ihren Verpflichtungen nachkommen kann 
und die Rentner auf die Stabilität und Solidität der 
Rentenversicherung vertrauen können. Der Gesetz- 
entwurf sichert damit auch die Anpassungen der 
Renten an die wirtschaftliche Entwicklung in den 
kommenden Jahren und Jahrzehnten. Er geht davon 
aus, daß die Rentenanpassungen wie bisher vorge- 
nommen werden. Dies ist auch deswegen erforder- 
lich, weil die Rente eines Versicherten mit durch- 
schnittlichem Arbeitsentgelt heute nach 40 Ver- 
sicherungsjahren im Rentenbestand nur 364 DM 
monatlich und im Rentenzugang 394 DM monatlich 
erreicht und damit nur 44 bzw. rd. 48 v. H. des 
Durchschnittslohns gleichkommt. Eine Unterlassung 
der zukünftigen Rentenanpassungen würde die Ren- 
ten im Verhältnis zu den sonstigen vergleichbaren 
Einkommen sinken lassen. 

Der vorliegende Gesetzentwurf verfolgt drei Ziele: 
Er will erstens die Länge des Deckungsabschnitts 
den neuen Gegebenheiten im zweiten Jahrzehnt 
nach der Rentenreform anpassen, zweitens das 
Wachstum der Rücklage der Rentenversicherung be- 
grenzen und drittens auf längere Sicht die finanziel- 
len Folgen der Zunahme der Zahl der Rentner aus- 
gleichen. 

1. Entgegen zahlreichen Vorhersagen ist die Ren- 
tenversicherung in den ersten zehn Jahren mit 
einem Beitragssatz von 14 v. H. des Entgelts aus- 
gekommen. Bei der künftigen Zunahme der Al- 
tersbelastung führt jede Beitragsfestsetzung für 
einen lOjährigen Deckungszeitraum zu einem un- 
erwünschten Ergebnis. Steigt nämlich die Be- | 
lastung innerhalb des Deckungsabschnitts an, so i 
muß der durchschnittliche Beitragssatz für zehn j 
Jahre hoher liegen als derjenige Beitragssatz, | 
der für das erste Jahr oder die ersten Jahre be- , 
nötigt würde. Es erscheint aber unzweckmäßig, 


von Versicherten und Arbeitgebern mehr Mittel 
zu erheben, als in den nächsten übersehbaren 
Jahren unbedingt erforderlich sind. Auch ist eine 
höhere Belastung der Entgelte bei angestiegenem 
Wohlstand in späteren Jahren leichter zu tragen. 
Die Länge des Abschnitts wurde daher von 10 
Jahren auf ein Jahr gekürzt, wobei die Beitrags- 
sätze in Abständen von vier Jahren für jeweils 
vier Beitragsabschnitte festgesetzt werden sollen. 

2. Das bisherige Abschnittsdeckungsverfahren 
schreibt eine Rücklage vor, die eine Jahresaus- 
gabe zu Lasten der Versicherungsträger decken 
soll. Die Rücklage hängt also von der Höhe vor 
allem der Rentenausgaben ab. Diese und auch 
die übrigen Aufwendungen steigen wegen der 
wirtschaftlichen Entwicklung und der Zunahme 
der Zahl der Rentner. Das Rücklage-Soll wird 
daher ohne weiteres von Jahr zu Jahr größer. 
Bisher konnte die Rentenversicherung dieser An- 
forderung mühelos genügen, weil sie Über- 
schüsse erzielte. 1966 werden voraussichtlich die 
Rentenversicherung der Arbeiter und die Renten- 
versicherung der Angestellten das Rücklage-Soll 
übererfüllen. In den kommenden Jahren würden 
die Überschüsse allmählich von Fehlbeträgen 
abgelöst, so daß — nur um die Anforderungen 
durch die „dynamische" Rücklage zu erfüllen — 
die Beitragssätze zur Rentenversicherung früher 
und stärker erhöht werden müßten, als es nach 
der tatsächlichen Lage erforderlich wäre. Hinzu 
kommt, daß bei weiterem Wachsen die Rücklage 
in 10 Jahren auf 50 und in 20 Jahren auf 100 
Mrd. DM steigen müßte; Ende 1966 wird das Ver- 
mögen 27,6 Mrd. DM betragen. Auch wenn man 
daran festhält, daß ein Vermögen der Renten- 
versicherung im gewissen Umfang vorhanden 
sein muß, genügt es, wenn die Rücklage nicht mit 
den Rentenausgaben parallel anwächst. Eine Bei- 
tragserhöhung wäre nicht gerechtfertigt, wenn 
sie nur erfolgen würde, um weiteres Vermögen 
in öffentlicher Hand zu bilden. Aus diesen Grün- 
den soll die Rücklage nicht mehr für die Berech- 
nung des Beitragssatzes maßgebend sein. Sie 
wird etwa in Höhe des tatsächlich vorhandenen 
Vermögens festgehalten. 

3. In den Gesetzentwürfen zur Rentenreform ist 
1956 bereits angekündigt worden, daß der Bei- 
tragssatz von 14 V. H. im Jahr 1967 auf 16,25 
V. H. steigen muß. Infolge der wirtschaftlichen 
und finanziellen Entwicklung und der Verkür- 
zung des Deckungsabschnitts ist eine Erhöhung 
in dem damals angekündigten Umfang z. Z. noch 
nicht erforderlich. Da die Rentenversicherung je- 
doch auf eine mittelfristige finanzielle Voraus- 
schau angewiesen ist, soll schon jetzt über die 
Beitragssätze für die nächsten vier Jahre ent- 
schieden und für die Versicherten und ihre Ar- 


6 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/896 


beitgeber Klarheit über die Entwicklung der Bei- 
träge geschaffen werden. Es ist daher der Bei- 
tragssatz von 15 V. H. von 1968 an und von 
16 V. H. von 1970 an vorgesehen. Die Notwendig- 
keit zu den vorgeschlagenen Änderungen zeigen 
die Zahlenangaben in Teil C. Sie führen eben- 
falls vor Augen, daß es erforderlich ist, die Bun- 
deszuschüsse zur Rentenversicherung der Arbei- 
ter und zur Rentenversicherung der Angestellten 
anders als bisher aufzuteilen. 


B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung der Reichsversiche- 
rungsordnung) 

Zu Nummer 1: § 26 (Vermögensanlagen der Sozial- 
versicherungsträger) 

Die bisherige Fassung des § 26 Abs. 1 Satz 1 RVO, 
die aus dem Jahr 1923 stammt, ist veraltet. Sie be- 
darf einer Änderung, die nicht nur der eigentlichen 
Zweckbestimmung des Vermögens in der Sozialver- 
sicherung, sondern auch den allgemeinen sozialpoli- 
tischen Zielsetzungen gerecht wird. Nach der Neu- 
fassung des Satzes 1 muß jede Vermögensanlage 
den Erfodernissen der Sicherheit, der angemessenen 
Ertragserzielung und der Liquidität entsprechen. Die 
Angemessenheit des Ertrags ist nach der jeweiligen 
Lage am Geld- und Kapitalmarkt unter Berücksichti- 
gung des Anlagezwecks zu beurteilen. Neben den 
genannten Erfordernissen verlangt der neu einge- 
fügte Satz 2, daß Anlagen für soziale Zwecke mit 
Vorrang berücksichtigt werden sollen. Hierbei ist 
in erster Linie an Gemeinschaftsaufgaben im sozia- 
len Bereich, wie z. B. die Finanzierung von Kranken- 
häusern und Altenheimen, gedacht. 

Zu Nummer 2: § 1257 (Rentenfestsetzung bei 
schlechter Finanzlage) 

§ 1257 ist durch Zeitablauf überholt. Er ging davon 
aus, daß in den nächsten 5 Jahren nach 1957 eine 
Inangriffnahme der Rücklage um mehr als die Hälfte 
oder eine Beitragserhöhung oder eine Erhöhung des 
Bundeszuschusses oder die Inanspruchnahme der 
Bundesgarantie notwendig werden könnte. Die 
Finanzlage der Rentenversicherung hat dies un- 
nötig gemacht. § 1257 soll daher gestrichen werden. 

Zu Nummer 3: § 1383 (Deckungsverfahren) 

Die neue Fassung des § 1383 trägt den Gedanken, 
die in Teil A angeführt sind, Rechnung. Die Beitrags- 
abschnitte (früher Deckungsabschnitte) sind auf ein 
Kalenderjahr festgesetzt worden; der Beitragssatz 
soll in Abständen von 4 Jahren jeweils für die näch- 
sten 4 Jahre festgelegt werden. Für jeden Beitrags- 
abschnitt wird ein durchschnittlicher Beitragssatz be- 
rechnet, wie es in Absatz 1 näher bestimmt ist. Die 
Formulierung des Absatzes 1 wurde gestrafft und 
die Bestimmung, daß der Beitragssatz in der Renten- 


versicherung der Arbeiter und der Rentenversiche- 
rung der Angestellten gleich hoch sein soll, aus 
§ 1389 Abs. 3 in der Fassung des Rentenversiche- 
rungs-Finanzausgleichsgesetzes übernommen. 

Die Absätze 2 und 3 entsprechen den bisherigen 
Absätzen. Sie sind ebenfalls gestrafft worden, und 
ihre Formulierung wurde dem bisherigen Verfah- 
ren, das sich in der Praxis herausgebildet hat, ange- 
paßt. Da die Bundesregierung jährlich im Sozial- 
bericht und auch in sonstigen Berichten über die 
Finanzlage der Rentenversicherung, die Entwicklung 
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit usw. berich- 
tet, sollen die sozialversicherungstechnischen Bilan- 
zen in Zukunft von diesen Zusätzen, die von der 
langfristigen Prognose der Bilanzen ablenken, be- 
freit werden. Es genügt, daß solche Bilanzen alle 
4 Jahre aufgestellt werden. 

In Absatz 4 wurde eine neue Vorschrift über die 
Höhe der Rücklage eingefügt, die bisher in Absatz 1 
mitbehandelt wurde. Auf die Ausführungen im All- 
gemeinen Teil wird verwiesen. Zur Rücklage soll in 
Zukunft nicht mehr das Verwaltungsvermögen ge- 
rechnet werden (Absatz 5). 

Zu Nummer 4: § 1385 (Beitragssatz) 

Buchstabe a 

enthält die Änderungen des Beitragssatzes (siehe 
dazu die Ausführungen in Teil A und Teil C). 

Buchstabe b 

: Die Beitragsbemessungsgrenze soll von 1967 an mo- 
I natlich immer auf volle 100 DM nach oben oder 
i unten abgerundet werden; siehe dazu Nummer 5. 

i 

Buchstabe c 

betrifft eine redaktionelle Klarstellung, verbunden 
mit einer geringen Änderung für Heimarbeiter und 
Hausgewerbetreibende. Das ArVNG hatte 1957 
grundsätzlich den Heimarbeitern und Hausgewerbe- 
treibenden keinen Anspruch auf den Arbeitgeber- 
anteil ihres Auftraggebers mehr zugebilligt, aller- 
dings in den Ubergangsvorschriften (Artikel 2 § 46) 
die bisherige Beitragshälftelung beibehalten. Das 
Bundessozialgericht hat diese Rechtslage so bestä- 
tigt. Nachdem nach Ablauf von 10 Jahren die über- 
nommene Beitragshälftelung auch für Heimarbeiter 
und Hausgewerbetreibende nicht geändert worden 
ist, erscheint es angebracht, sie nunmehr ausdrück- 
lich in die RVO einzufügen und nicht mehr im Uber- 
gangsrecht zu regeln. Zugleich wird damit erreicht, 
daß von der bisher nicht praktizierten Vorschrift 
des § 1387 Abs. 2 RVO Gebrauch gemacht werden 
kann. 

Zu Nummer 5: § 1387 (Beitragsklassen für Pflicht- 
I versicherte) 

' Für Pflichtversicherte, die ihre Beiträge durch Bei- 
; tragsmarken entrichten, sind inzwischen 27 Beitrags- 
! klassen bestimmt worden. In Verbindung mit den 
je 19 Klassen für die Weiter- und Höherversiche- 
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rung muß die Deutsche Bundespost z. Z. 130 Mar- 
kensorten vorrätig halten, deren Zahl bei unverän- 
dertem Recht jährlich um 12 Werte steigen würde. 
Bei einer Änderung des Beitragssatzes würde sich 
diese Zahl nicht nur verdoppeln, sondern die vielen 
nebeneinander, in Gesetz und Verordnung stehen- 
den Beitragsklassen würden auch zur Verwirrung 
der Beitragszahler führen. Die vielfachen Ergänzun- 
gen lassen es daher angebracht erscheinen, in Zu- 
kunft die geltenden Beitragsklassen durch eine 
Rechtsverordnung des BMA zu bestimmen. 

Die Vorschrift bestimmt im einzelnen den Inhalt der 
Ermächtigung zum Erlaß der Rechtsverordnung. Da- 
nach wird die Zahl der Beitragsklassen auf höch- 
stens 15 begrenzt; die Staffelung des den einzelnen 
Klassen zuzuordnenden Entgelts, die bisher unter- 
schiedlich war, wird auf einheitlich 100 DM fest- 
gelegt. Der Wegfall von Beitragsklassen, der sich 
aus der Begrenzung auf 15 ergibt, ist im einzelnen 
im Gesetz festgelegt worden. 

Zu Nummer 6: § 1388 (Beitragsklassen für Weiter- 
und Höherversicherung) 

Die Vorschrift trifft eine der Pflichtversicherung ent- 
sprechende Regelung für die Weiter- und Höher- 
versicherung. 

Zu Nummer 7: § 1389 (Bundeszuschuß) 
Buchstabe a 

In Absatz 2 wird die Höhe des Bundeszuschusses 
zur Rentenversicherung der Arbeiter und zur Ren- 
tenversicherung der Angestellten, wie sie sich für 
beide zusammen bisher nach geltendem Recht er- 
gab, nicht vermindert, sondern nur auf 1967 fortge- 
schrieben. Die Fortschreibung erfolgte auf Grund 
vorläufiger Zahlen; geringfügige Abweichungen 
bleiben Vorbehalten. In dem bisherigen Finanzaus- 
gleich (Absatz 3) war vorgesehen, daß die Bundes- 
zuschüsse zwischen den beiden Rentenversicherun- 
gen unter bestimmten Voraussetzungen durch 
Rechtsverordnung anders verteilt werden können. 
Anstelle einer Rechtsverordnung ist die Umvertei- 
lung unmittelbar in diesem Gesetz vorgenommen 
worden, da sich dieser Anlaß dazu anbot. 

Buchstabe b 

Absatz 3 enthält bisher schon auf Grund des 
Rentenversicherungs-Finanzausgleichsgesetzes die 
Rechtsgrundlage für eine Umverteilung des Bundes- 
zuschusses. Es wird lediglich die Verweisung ent- 
sprechend der Änderung in § 1383 Abs. 4 geändert. 

Zu Nummer 8: § 1405 (Markenverfahren für Pflicht- 
versicherte) 

Die zu Nummer 9 erwähnte Regelung wird in Buch- 
stabe a für Pflichtversicherte, die ihre Beiträge im 
Markenverfahren entrichten, entsprechend angewen- 
det. Außerdem wird in Buchstabe b die bisherige 
Regelung über die Auszahlung des Arbeitgeber- 


anteils, die nur auf einen Beitragssatz von 14 v. H. 
abstellte, allgemein gefaßt. 

Zu Nummer 9: 

Die Streichung ist Folge der Verminderung der Bei- 
tragsklassen für die Höherversicherung (vgl. zu 
Nr. 6). Der freiwillig Versicherte ist nunmehr ebenso 
wie der Pflichtversicherte in der Wahl der Beitrags- 
klasse für die Höherversicherung frei. 

Zu Nummer 10: § 1419 (Nachentrichtung freiwilli- 
ger Beiträge) 

Der neue Absatz 3 ist bei einer Änderung des Bei- 
tragssatzes wegen der zu Nr, 5 angeführten Gründe 
erforderlich. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes) 

Auf die Begründung zu Artikel 1 wird verwiesen. 
Die Änderung zu Nr. 1 gilt nach § 205 AVG auch 
für die Angestelltenversicherung, 

Zu Artikel 3 (Änderung des Arbeiterrenten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes) 

Siehe die Ausführungen zu Artikel 1 Nr. 4 Buch- 
stabe c. 


Zu Artikel 4 (Geltung im Land Berlin) 

Der Artikel enthält die Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 5 (Inkrafttreten) 

Das Gesetz soll zum 1. Januar 1967, also im An- 
schluß an den ersten Deckungsabschnitt, in Kraft 
treten. 


C. Finanzieller Teil 

Die Einnahmen, die Ausgaben und das Vermögen in 
der Rentenversicherung der Arbeiter und der Ren- 
tenversicherung der Angestellten sind auf der 
Grundlage der versicherungstechnischen Bilanzen 
für den 1. Januar 1961 und den 1, Januar 1963 vor- 
ausberechnet worden. Diese sind nach den inzwi- 
schen angefallenen neueren Erkenntnisse aktuali- 
siert und um die vermutlichen finanziellen Auswir- 
kungen des Rentenversicherungs-Änderungsgeset- 
zes vom 15. Juni 1965 erweitert worden. Die Ergeb- 
nisse der Vorausberechnung sollen zuerst für die 
ersten vier Beitragsabschnitte (1967 bis 1970; sämt- 
lich in abgerundeten Zahlen) dargestellt werden. 
Die Einnahmen entwickeln sich in diesen Jahren 
von 23 Mrd. DM auf 29,9 Mrd. DM in der Arbeiter- 
rentenversicherung und von 12 Mrd. DM auf 15,9 
Mrd. DM in der Angestelltenversicherung. Dabei 
wurde der Bundeszuschuß zu jedem Versicherungs- 
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zweig in dem Betrag eingesetzt, wie er sich nach 
seiner neuen Aufteilung auf Grund des Finanzaus- 
gleichsverfahrens ergibt. Die Ausgaben steigen in 
dem Zeitraum 1967 bis 1970 in der Arbeiterrenten- 
versicherung von 23,2 Mrd. DM auf 29,9 Mrd. DM 
und in der Angestelltenversicherung von 11,9 Mrd. 
DM auf 16,1 Mrd. DM. Ende 1966 wird das Ver- 
mögen der Arbeiterrentenversicherung und der An- 
gestelltenversicherung zusammen voraussichtlich 
27,6 Mrd. DM betragen. Das bisher geforderte Rück- 
lage-Soll wird damit überschritten. Nach der neuen 
Vorschrift über die Höhe der Rücklage können in 
den ersten vier Beitragsabschnitten die Rückflüsse | 
aus den Vermögensanlagen zur Deckung der Aus- 
gaben mit herangezogen werden, wenn und soweit 
dies erforderlich ist. Ob dieser Fall eintritt, hängt 


vor allem von dem Anstieg der Beitragseinnahmen 
ab, die ihrerseits wiederum von der Erhöhung des 
durchschnittlichen Bruttoarbeitsentgelts der Ver- 
sicherten und der Zunahme der Zahl der Versicher- 
ten abhängen. 

Bei der Entwicklung des Vermögens ist zu beachten, 
daß die Arbeiterrentenversicherung am 1. Januar 
1967 und am 1. Januar 1968 an die Angestelltenver- 
sicherung je 1042 Millionen DM nach Artikel 3 des 
Rentenversicherungs-Finanzausgleichsgesetzes über- 
tragen muß. 

* 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch dieses 
Gesetz nicht mit Kosten belastet. 
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Anlage 2 


Abschrift 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, 15. Juli 1966 


An den Herrn 
Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 24. Juni 1966 — II/3 — 81407 — 5534^66 
— beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
297. Sitzung am 15. Juli 1966 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des 
Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Deckungsverfahrens in der 
Rentenversicherung der Arbeiter und der 
Rentenversicherung der Angestellten 
(Drittes Rentenversicherungs-Anderungsgesetz 
— 3. RVÄndG) 

wie folgt Stellung zu nehmen: 

Artikel 2 Nr. 3 Buchstabe b 
ist wie folgt zu fassen: 

„b) In Absatz 2 Satz 1 erhält der zweite Halbsatz folgende 
Fassung: 

,sie ist auf den nächstgelegenen, durch 1200 teilbaren Be- 
trag abzurunden."' 

Begründung 

Die Bestimmung der Beitragsbemessungsgrenze ist gegen- 
wärtig in § 1385 Abs. 2 RVO und in § 112 Abs. 2 AVG in 
gleicher Weise geregelt. Durch die vorgeschlagene Ände- 
rung des Artikels 2 Nr. 3 Buchstabe b wird erreicht, daß der 
geänderte Wortlaut des § 112 Abs. 2 AVG mit dem in 
Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe b geänderten Wortlaut des § 1385 
Abs. 2 RVO übereinstimmt. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 

Dr. h. c. Altmeier 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 


Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag des Bun- 
desrates zu. Die Änderung ist lediglich redaktioneller Ärt, 
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